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Die Abgeordneten Rudi ANSCHOBER~ Freunde und Freundinnen haben am 

22.1.1992 unter der Nr. 2230/J an mich eine schriftliche parlamen­

tarische Anfrage betreffend "Gefahrenzulage im Gendarmeriebe­

reich" gerichtet, die folgenden Wortlaut hat: 

"1. Wievielen Beamten 

a) des Gendarmeriezentralkommandos 

b) der Referatsgruppen I 

c) der Referatsgruppen I I 

d) der Referatsgruppen II! 

e) der Referatsgruppen V 

aller Landesgendarmeriekommanden 

die Gefahrenzulage in pauschalierter Form gewährt wird und 

von wievielen Beamten 

f ) des Gendarmeriezentralkommandos 

g) der Referatsgruppen I 

h) der Referatsgruppen II 

1) der Referatsgruppen 111 

j ) der Referatsgruppen V 

aller Landesgendarmeriekommanden 
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im Jahre 1990 Dienste, die mit besonderen Gefahren für 

Leben und Gesundheit verbunden waren, verrichtet wur­

den? 

2. Die von Beamten der Referatsgruppen V im Jahre 1990 ver­

ri~hteten und mit besonderen Gefahren für Leben und Ge­

sundheit verbundenen Dienste wollen der Art und dem 

zeitlichen Aufwand entsprechend einzeln aufgeschlüs­

selt dargelegt werden. 

3. Schlußendlich wird die Frage gestellt, ob die pauscha­

lierte Gefahrenzulage nicht umverteilt und zugunsten der 

im exekutiven Außendienst stehenden Gendarmeriebeamten 

betragsmäßig angehoben werden könnte? 

Sollte die Frage verneint werden, wollen die gegen eine 

Umverteilung sprechenden Gründe dargelegt werden." 

Diese Anfrage beantworte ich wie folgt: 

Zu Frage 1: 

a) 118 

b) 42 

c) 112 

d) 39 

e) 223 

f) 118 

g> 40 

h) 103 

i> 35 

j ) 213 

Zu Frage 2: 

a) Personen- und Objektschutz einschließlich Eigenobjektsi­

cherung: 

85.134 Stunden 

2192/AB XVIII. GP - Anfragebeantwortung  (gescanntes Original)2 von 3

www.parlament.gv.at



3 

b) Überwachungsdienste einschließlich Grenzschutz: 

11.500 Stunden 

c) Schüblingstransporte: 

158,25 Stunden 

d) Sicherheitsdienstliche Einsätze: 

3.095,1 Stunden 

e) Transportbegleitungen: 

214,4 Stunden 

f) Schießausbildung: 

3.287,75 Stunden 

g> Sonstiges (vorläufige Verwahrung eines Einbrechers, Be­

schlagnahme, Intervention bei einem Verkehrsunfall, Alarm­

fahndung) : 

8 Stunden 

Zu Frage 3: 

NEIN. 

Abgesehen davon, daß sich eine Umverteilung der pauschalier­

ten Gefahrenzulage zugunsten der im exekutiven Außendienst 

stehenden Gendarmeriebeamten für diese nur unwesentlich 

erhöhend auswirken würde, wird die Umverteilung auch deshalb 

nicht ins Auge gefaßt, weil die Gendarmeriebeamten der Refe­

ratsgruppen bei den Landesgendarmeriekommanden eine unbe­

dingt notwendige Einsatzreserve darstellen und im steigenden 

Ausmaß zu exekutiven AUßendiensten herangezogen werden. 
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